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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AS 2783/12
Datum 16.02.2015

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AS 504/15
Datum 27.09.2019

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen.

Der Beklagte hat auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Der Streitwert wird auf 4.653,80 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin und Berufungsbeklagte (im Weiteren: KlÃ¤gerin), eine GmbH, die sich
mit der Organisation und DurchfÃ¼hrung von gefÃ¶rderten
BeschÃ¤ftigungsmaÃ�nahmen befasste, streitet mit dem Beklagten und
BerufungsklÃ¤ger (im Weiteren: Beklagter) um die Kostenerstattung fÃ¼r die
MaÃ�nahme "Ortschaftsservice" 2012, eine Arbeitsgelegenheit mit
MehraufwandsentschÃ¤digung fÃ¼r erwerbsfÃ¤hige Bezieher von Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II).
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Am 10. Mai 2012 stellte die KlÃ¤gerin bei dem Beklagten einen FÃ¶rderantrag fÃ¼r
die erneute DurchfÃ¼hrung der bereits in den Jahren 2009 und 2011 mehrfach
veranstalteten MaÃ�nahme als Arbeitsgelegenheit (AGH) mit
MehraufwandsentschÃ¤digung (MAE), die zehn Teilnehmern (Ã¤lteren bzw.
langzeitarbeitslosen oder geringqualifizierten Personen) fÃ¼r sechs Monate ab dem
4. Juni 2012 Einblick in das Berufsfeld des Sicherheits- und Ordnungsdienstes
gewÃ¤hren solle. Es sei beabsichtigt, die Ortschaften der Stadt D. regelmÃ¤Ã�ig zu
bestreifen. Damit solle dem BedÃ¼rfnis der BÃ¼rger nach Ordnung und Sauberkeit
nachgekommen und zur ErhÃ¶hung des subjektiven Sicherheitsempfindens
PrÃ¤senz gezeigt werden im Ã¶ffentlichen Raum (Parks und PlÃ¤tze). Zudem solle
an Unfallschwerpunkten und im Bereich von Schulen das Ã�berqueren der StraÃ�e
erleichtert werden. Die Teilnehmer (TN) sollten durch eine 30-Stunden-Woche an
eine geregelte Tagesstruktur und normale ArbeitsablÃ¤ufe herangefÃ¼hrt werden.
Die MaÃ�nahme diene der Infrastrukturverbesserung, liege im Ã¶ffentlichen
Interesse und sei zusÃ¤tzlich. Die KlÃ¤gerin sei bereit, die Auszahlung der MAE von
1,00 EUR/Stunde an die TN zu Ã¼bernehmen. Die Kosten von voraussichtlich
179,97 EUR pro Monat und TN mÃ¼ssten vollstÃ¤ndig gefÃ¶rdert werden, weil mit
der MaÃ�nahme keine ErlÃ¶se erzielt wÃ¼rden und es keine Zuwendungen Dritter
gebe. NutznieÃ�er der MaÃ�nahme sei die Stadt D., die dafÃ¼r jedoch keine
Haushaltsmittel bereitstelle. Die KlÃ¤gerin arbeite nach ihrer Satzung
gemeinwohlorientiert, sodass sie keinen Eigenanteil tragen kÃ¶nne und ihr auÃ�er
der FÃ¶rderung keine anderen Mittel zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Sie kÃ¶nne
lediglich die fÃ¼r frÃ¼here MaÃ�nahmen beschafften Werkzeuge und GerÃ¤te
kostenfrei zur VerfÃ¼gung stellen. Dem Antrag war eine "Darstellung der
Gesamtfinanzierung" mit weiteren Anlagen beigefÃ¼gt. Darin waren die
Aufwendungen fÃ¼r die MAE von insgesamt 7.800,00 EUR (10 Teilnehmer [TN] x 6
Monate x 130,00 EUR) sowie Sachkosten in einer GesamthÃ¶he von 10.797,89 EUR
aufgefÃ¼hrt, die sich aus den Einzelposten Verwaltungsaufwand,
Verbrauchsmaterialien, Werk- und Dienstleistungen sowie Mieten/Leasing
zusammensetzten. Im Einzelnen ergaben sich folgende KostenansÃ¤tze (rechte
Spalte, grau hinterlegt die vom Beklagten bei der Bewilligung berÃ¼cksichtigten
Werte):

Tabelle nicht darstellbar

Zum Personalaufwand (2.1.) fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin im Einzelnen auf, welcher
Zeitaufwand pro Woche fÃ¼r die verfahrensgegenstÃ¤ndliche MaÃ�nahme in den
Bereichen, Anleitung und Betreuung, Buchhaltung und Abrechnung sowie
Arbeitssicherheit fÃ¼r welche Personen (bzw. eine externe Sicherheitsfachkraft)
anfallen werde. BeigefÃ¼gt waren als Berechnungsgrundlage Aufstellungen Ã¼ber
die GehÃ¤lter der einzelnen BeschÃ¤ftigten â�� einschlieÃ�lich der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer â�� jeweils unter BerÃ¼cksichtigung des Arbeitgeberanteils zur
Sozialversicherung.

Zu den "Sachkosten der Verwaltung" (2.2) erlÃ¤uterte sie: "Scharf kalkulierte
Sachkosten der Verwaltung DABS gemÃ¤Ã� beiliegender Anlage. Der kalkulierte
Sachkostenbetrag kann nicht dargestellt werden, weil sonst die vorgegebene
maximale SK-Summe Ã¼berschritten wÃ¼rde. Der angegebene Betrag ist nicht
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kostendeckend."

Zu "Werk- und Dienstleistungen" (2.3.) gab sie an: "Wartung und Reparaturen an
GerÃ¤ten, Werkzeug, Maschinen, Fahrzeugen, Bauwagen, gemieteten RÃ¤umen
und Lagern ohne Verwaltung, Reinigung AS-Material. Sparsamer Pauschalsatz aus
Erfahrungswerten, da Einzelkalkulation aufgrund des unbekannten tatsÃ¤chlichen
Bedarfs unmÃ¶glich ist. U.a. Kosten fÃ¼r die Beseitigung von
VandalismusschÃ¤den an UnterkÃ¼nften, Beseitigung von SchÃ¤den an genutzten
GerÃ¤ten und Fahrzeugen soweit erforderlich. Hier insbesondere fÃ¼r die
benutzten DienstfahrrÃ¤der, die RÃ¤umlichkeiten und Reinigung der
Dienstbekleidung. Der tatsÃ¤chlich kalkulierte Sachkostenbeitrag kann nicht
dargestellt werden, weil sonst die vorgegebenen maximale SK-Summe
Ã¼berschritten wÃ¼rde. Der angegebene Betrag ist voraussichtlich nicht
kostendeckend.".

Zu "Mieten/Leasing" (2.4.) fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin an: "Bauwagen oder andere
UnterkÃ¼nfte fÃ¼r die Unterbringung der Teilnehmer einschlieÃ�lich
Betriebskosten dieser AufenthaltsrÃ¤ume soweit im Nutzungsentgelt enthalten.
Ansatz fÃ¼r die Unterbringung im GebÃ¤ude T.-Str â�¦ einschlieÃ�lich MÃ¶blierung
und Betriebskosten fÃ¼r sechs Monate 112,51 EUR je Monat".

Intern vermerkte der Beklagte am 23. Mai 2012 zunÃ¤chst, die beantragte
MaÃ�nahme entspreche mit der GesamtfÃ¶rdersumme von 18.599,26 EUR u.a. der
Budgetplanung und kÃ¶nne bewilligt werden kann. Der Vermerk war von mehreren
Verantwortlichen, u.a. vom Beauftragten fÃ¼r den Haushalt, abgezeichnet und vom
damaligen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer des Beklagten unterschrieben.

Mit Bescheid vom 31. Mai 2012 bewilligte der Beklagte die MaÃ�nahme
"Ortschaftsservice 2012" gemÃ¤Ã� Â§ 16d SGB II als sechsmonatige
VollzeitmaÃ�nahme mit zehn PlÃ¤tzen ab dem 4. Juni 2012 mit einer monatlichen
MaÃ�nahmenkostenpauschale je Platz von 102,40 EUR. Die HÃ¶chstfÃ¶rderung
betrage 6.144,09 EUR. Zudem werde den Teilnehmern eine MAE von 1,00 EUR je
geleisteter BeschÃ¤ftigungsstunde gewÃ¤hrt. Die Auszahlung der FÃ¶rderung
erfolge monatlich nachtrÃ¤glich auf der Grundlage einer dafÃ¼r erstellten
Monatsabrechnung. Der Bescheid enthÃ¤lt folgende "Teilablehnungen":

Der Personal- und Verwaltungsaufwand fÃ¼r Anleitung und Betreuung fÃ¼r die
beiden GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer werde nicht anerkannt. Denn der Verwaltungsaufwand,
der der Aufrechterhaltung des GeschÃ¤ftsbetriebs diene, entstehe unabhÃ¤ngig
von der DurchfÃ¼hrung von MaÃ�nahmen. Die Aufgaben stÃ¼nden nicht in einem
unmittelbaren Zusammenanhang mit der DurchfÃ¼hrung der AGH und seien daher
nicht fÃ¶rderfÃ¤hig.

Der Zeitaufwand der Herren E. und S. sei nicht fÃ¶rderfÃ¤hig, weil diese allgemeine,
stÃ¤ndig wiederkehrende Querschnittsaufgaben des laufenden GeschÃ¤ftsbetriebs
wahrnÃ¤hmen. Es handele sich nicht um gesonderte Aufgaben im Rahmen der AGH.

Bei der Buchhaltung und Abrechnung (2.1.2.) seien nur Kosten fÃ¼r einen
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GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und einen Hauptsachbearbeiter anzuerkennen. Der Einsatz von
jeweils zwei BeschÃ¤ftigten sei nicht erforderlich.

SozialversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seien nicht zu
berÃ¼cksichtigen, da sie keine Angestellten seien. Nach dem Gesellschaftervertrag
hÃ¤tten diese eine offenkundig beherrschende Stellung und seien zugleich die
alleinigen Gesellschafter der KlÃ¤gerin.

Bei den Verbrauchsmaterialien (2.2.) kÃ¶nnten die veranschlagten Sachkosten der
Verwaltung in HÃ¶he von 25,80 EUR pro Teilnehmer und Monat (insgesamt
1.548,00 EUR) nicht anerkannt werden. BerÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig seien allein die
maÃ�nahmebezogenen Kosten fÃ¼r Kraft- und Schmierstoffe fÃ¼r das Kfz von
94,95 EUR, soweit dieses ausschlieÃ�lich fÃ¼r die Koordinatorin eingesetzt werde.

Nach KÃ¼ndigung der Verwaltungskostenvereinbarung, die eine Pauschale
vorgesehen habe, kÃ¶nnten gemÃ¤Ã� Â§ 16d Abs. 8 SGB II auf Antrag nur die
unmittelbar im Zusammenhang mit der Verrichtung der Arbeiten nach Abs. 1
erforderlichen Kosten erstattet werden. Die Sachkosten seien keine notwendigen
maÃ�nahmebezogenen Kosten, denn diese entstÃ¼nden unabhÃ¤ngig von der
DurchfÃ¼hrung der konkreten AGH. Daher seien auch folgende Positionen (2.2.)
nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig: Versicherungen und GebÃ¼hren, Kosten fÃ¼r den
BÃ¼robetrieb der Verwaltung, BeitrÃ¤ge fÃ¼r Berufsgenossenschaft,
Ausgleichskasse und Schwerbehindertenabgabe, Kommunikationskosten
(abgesehen von fÃ¼nf Mobiltelefonen), BÃ¼romaterialien und BÃ¼rogerÃ¤te sowie
Werk- und Dienstleistungen. Es fehle jeweils am unmittelbaren
MaÃ�nahmenzusammenhang. Der TrÃ¤ger mÃ¼sse neben seiner finanziellen
LeistungsfÃ¤higkeit auch eine maÃ�nahmegerechte und angemessene sÃ¤chliche
sowie rÃ¤umliche Infrastruktur vorhalten. Dazu gehÃ¶rten das beschÃ¤ftigte
Verwaltungspersonal, die BÃ¼roausstattung und die rÃ¤umliche Infrastruktur.
DiesbezÃ¼gliche Aufwendungen seien nicht fÃ¶rderfÃ¤hig. Bei den Werk- und
Dienstleistungen (2.3.) sei der Betrag von 100,00 EUR fÃ¼r Reparaturen nicht zu
berÃ¼cksichtigen, weil es sich hierbei u.a. um die Beseitigung von
VandalismusschÃ¤den gehe. Diese Kosten kÃ¶nne der TrÃ¤ger durch Abschluss
einer Versicherung vermeiden. SchlieÃ�lich seien die im Bereich Mieten/Leasing
(2.4.) angesetzten Kosten nicht fÃ¶rderfÃ¤hig, da die KlÃ¤gerin "im Rahmen ihrer
TrÃ¤gereignung" die benÃ¶tigten RÃ¤umlichkeiten vorzuhalten habe, was eine
FÃ¶rderung ausschlieÃ�e.

Die MaÃ�nahme wurde ab 4. Juni 2012 durchgefÃ¼hrt.

Am 29. Juni 2012 legte die KlÃ¤gerin Widerspruch gegen die Teilablehnung im
Bewilligungsbescheid vom 31. Mai 2012 ein. Sie fÃ¼hrte aus, die Teilablehnungen
seien sachlich unbegrÃ¼ndet. Sie fungiere als Dienstleister fÃ¼r den Beklagten und
sei nicht NutznieÃ�er der MaÃ�nahme. Der einzige Nutzen, den sie aus der
DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme ziehe, sei der Ersatz ihrer Aufwendungen. Letztlich
sei der BegrÃ¼ndung nicht zu entnehmen, weshalb die geltend gemachten Kosten
als nicht erforderlich bzw. nicht im unmittelbaren Zusammenhang zur beantragten
MaÃ�nahme stehend angesehen wÃ¼rden. Zwar mÃ¼sse sie als
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MaÃ�nahmetrÃ¤ger die Voraussetzungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer
MaÃ�nahme haben. Dies bedeute jedoch nicht, dass die vorzuhaltende personelle,
sÃ¤chliche und rÃ¤umliche Infrastruktur nicht fÃ¶rderfÃ¤hig sei. Sie halte an ihrer
Sachkostenkalkulation fest. Insbesondere hÃ¤tten auch die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
einen maÃ�nahmebezogenen Aufwand fÃ¼r Anleitung und Betreuung der TN. Sie
fÃ¼hrten die PersonalgesprÃ¤che bei Problemen und entschieden Ã¼ber
Abmahnungen, KÃ¼ndigungen und Einstellungen. Zudem seien die eigenen in die
AGH eingebundenen Mitarbeiter anzuleiten. Im Einzelfall mÃ¼ssten auch fall- bzw.
teilnehmerbezogene Dokumente erstellt werden. Der dafÃ¼r kalkulierte zeitliche
Aufwand von zehn Minuten pro Woche sei knapp bemessen. Bei der kalkulierten
Arbeitszeit der Herren E. und S. gehe es um Arbeiten fÃ¼r die AGH.
UnverstÃ¤ndlich sei die Ablehnung des Personalkostenaufwands fÃ¼r Buchhaltung
und Abrechnung. Die BegrÃ¼ndung stelle auf die Anzahl der Personen, aber nicht
auf den (allein maÃ�geblichen) Zeitaufwand ab. Sachlich unzutreffend sei auch die
BegrÃ¼ndung zur Ablehnung von Arbeitgeberanteilen zur Sozialversicherung der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Diese seien auf der Grundlage eines
GeschÃ¤ftsbesorgungsvertrags fÃ¼r die KlÃ¤gerin tÃ¤tig. Bestandteil ihrer
VergÃ¼tung seien auch Aufwendungen fÃ¼r Sozialversicherung und
Alterssicherung. Die Ausweisung eines (rechnerischen) Arbeitgeberanteils sei auf
GeheiÃ� des Beklagten erfolgt, der einen Kostenvergleich auf der Basis des TVÃ�D
verlangt habe. Es seien Vergleichstarifgruppen fÃ¼r die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
festgelegt worden, um die Einhaltung des Besserstellungsverbots zu belegen. Die
Sachkosten (2.2.) mÃ¼ssten erstattet werden, auch wenn eine
Verwaltungskostenvereinbarung fehle. Die BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
Berufsgenossenschaft und die Ausgleichskassen seien zu erstatten, weil diese in der
geltend gemachten HÃ¶he anteilig fÃ¼r das bei der AGH eingesetzte Personal
anfielen. Die kalkulierten Kommunikationskosten seien sparsam. In die AGH seien
acht Mitarbeiter eingebunden gewesen, deren anteilige Kosten fÃ¼r Telefonate mit
sieben Festnetz- und sechs Mobiltelefonen zu berÃ¼cksichtigen seien.
BÃ¼roverbrauchsmaterialien fielen allein wegen des Umfangs der vom Beklagten
geforderten Dokumentation der AGH in der kalkulierten HÃ¶he von 81,00 EUR an.
Werk- und Dienstleistungen (2.3.), die durch Dritte ausgefÃ¼hrt wÃ¼rden,
mÃ¼ssten gesondert beauftragt werden. Mithin entstÃ¼nden die beantragten
Sachkosten zweifelsfrei infolge der DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme. Die Kosten der
externen Sicherheitsfachkraft fielen an, weil sie fÃ¼r die AGH tÃ¤tig werde.
Reparaturkosten fÃ¼r die von der Verwaltung genutzten WirtschaftsgÃ¼ter fielen
regelmÃ¤Ã�ig an, weil diese durch acht Mitarbeiter genutzt wÃ¼rden. Dasselbe
gelte fÃ¼r die Inanspruchnahme von DATEV-Dienstleistungen und eines
Steuerberaters. Denn ohne die DurchfÃ¼hrung der AGH wÃ¼rden diese Kosten
nicht oder nur in geringerem Umfang anfallen. BankgebÃ¼hren entstÃ¼nden fÃ¼r
die Ã�berweisung der MAE an die TN. Eine Barauszahlung sei wegen des damit
verbundenen Verwaltungsaufwandes teurer. Die Ablehnung der Wartungs- und
Reparaturkosten von 100,00 EUR sei unverstÃ¤ndlich. Bereits im Antrag sei
hervorgehoben worden, dass es um die Reparatur bzw. Wartung der
DienstfahrrÃ¤der, der RÃ¤umlichkeiten und der Reinigung der Dienstbekleidung
gehe. Insgesamt seien die sog. Fixkosten der vorzuhaltenden sÃ¤chlichen und
rÃ¤umlichen Infrastruktur fÃ¶rderungsfÃ¤hig, denn ohne deren Finanzierung
kÃ¶nne sie keine Leistungen anbieten. Dies gelte auch in Ansehung der Kosten
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fÃ¼r den Aufenthaltsraum der TN.

Mit Widerspruchsbescheid vom 18. Oktober 2012 wies der Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck und wiederholte, nach Â§ 16d Abs. 8 SGB II seien nur die
Sach- und Personalkosten, die sich unmittelbar aus der DurchfÃ¼hrung der
MaÃ�nahme ergeben, zu berÃ¼cksichtigen. Der MaÃ�nahmetrÃ¤ger sei fÃ¼r eine
ordnungsgemÃ¤Ã�e DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme verantwortlich und mÃ¼sse
dafÃ¼r Ã¼ber geeignetes Personal sowie eine maÃ�nahmegerechte und
angemessene Ausstattung verfÃ¼gen. Der Aufwand fÃ¼r diese Infrastruktur sei
nicht fÃ¶rderungsfÃ¤hig. Personalkosten kÃ¶nnten nur insoweit erstattet werden,
als sie unmittelbar fÃ¼r die Betreuung der TN entstehen. Auch Sachkosten
mÃ¼ssten unmittelbar mit der Verrichtung der TÃ¤tigkeiten der TN verbunden sein.

Am 16. November 2012 hat die KlÃ¤gerin beim Sozialgericht Dessau-RoÃ�lau (SG)
Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat sie geltend gemacht, sie habe als
MaÃ�nahmetrÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 16d Abs. 8 SGB II Anspruch auf eine vollstÃ¤ndige
Erstattung der MaÃ�nahmekosten. Noch am 18. Mai 2012 habe der Beklagte nach
Beteiligung aller EntscheidungstrÃ¤ger vermerkt, die MaÃ�nahme kÃ¶nne wie
beantragt bewilligt werden. Zuvor seien keine EinwÃ¤nde gegen die geplanten
Kosten und die beantragte GesamtfÃ¶rderung erhoben worden. Im Einzelnen hat sie
geltend gemacht:

Bei den Personalkosten der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seien jeweils 0,167 Stunden pro
Woche (= 10,02 Minuten) fÃ¼r maÃ�nahmebezogene Arbeiten
(PersonalgesprÃ¤che u.Ã¤.) kalkuliert worden. Allgemeine VerwaltungstÃ¤tigkeiten
seien nicht angesetzt worden. Zudem hÃ¤tten die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer wÃ¤hrend
der MaÃ�nahme das Controlling, die Budget-Ã�berwachung, Abstimmungen mit
dem Beklagten, die Abrechnung der MaÃ�nahme sowie die Ã�berwachung
sÃ¤mtlicher BeschaffungsvorgÃ¤nge sowie die Ã�berwachung des GerÃ¤te- und
Fahrzeugeinsatzes wahrgenommen. Diese TÃ¤tigkeiten seien ausschlieÃ�lich durch
die streitgegenstÃ¤ndliche Arbeitsgelegenheit veranlasst gewesen. Auch die
betragsmÃ¤Ã�ig ausgewiesenen Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung seien zu
berÃ¼cksichtigen. Diese seien zwar nicht gesondert angefallen, aber Bestandteil
der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervergÃ¼tung. Der Beklagte habe die gesonderte Ausweisung
verlangt, um die Einhaltung des Besserstellungsverbots gegenÃ¼ber
vergleichbaren BeschÃ¤ftigten nach dem TVÃ�D zu Ã¼berwachen.

Herr S. habe fÃ¼r die AGH Aufgaben wahrgenommen und u.a. GerÃ¤te und
Materialien aus dem Lager ausgegeben, die DienstfahrrÃ¤der von dort zum
GebÃ¤ude T.-StraÃ�e gebracht, sie auf VerkehrstÃ¼chtigkeit untersucht, an die
Teilnehmer ausgegeben, zurÃ¼ckgenommen und wiedereingelagert, bei Defekten
zurÃ¼ckgeholt, repariert bzw. zur Werkstatt gebracht. Er habe ZubehÃ¶r
(SchlÃ¶sser, Werkzeuge, Taschen, Helme) an die TN ausgegeben, die fÃ¼r die AGH
beschafften Waren eingelagert und verwaltet, den Pausenraum ein- und
ausgerÃ¤umt sowie Fahrten zur Post und zum Beklagten absolviert

Herr E. habe fÃ¼r die AGH die Aufgabe gehabt, benÃ¶tigte GegenstÃ¤nde,
Ersatzteile fÃ¼r die DienstfahrrÃ¤der sowie Reinigungsmaterialien und
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Arbeitsschutzmaterialien zu bestellen und zu beschaffen. Er habe die Bestuhlung
des Pausenraumes sowie die Abstimmung, Angebotseinholung und Beauftragung
von Reparaturen aller Art organisiert und die ordnungsgemÃ¤Ã�e Benutzung der
Fahrzeuge, DurchfÃ¼hrung von Postfahrten sowie die Lagerhaltung insbesondere
fÃ¼r die DienstrÃ¤der und Dienstbekleidung Ã¼berwacht.

Die Personalkosten fÃ¼r Buchhaltung und Abrechnung seien im geltend gemachten
Umfang erforderlich.

Der Beklagte selbst habe noch im April 2012 (nach der GesetzesÃ¤nderung)
ausdrÃ¼cklich klargestellt, dass die Sachkosten der Verwaltung weiterhin
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig seien, und dabei u.a. Versicherungen und GebÃ¼hren
fÃ¼r genutzte RÃ¤umlichkeiten gemÃ¤Ã� Mietvertrag, Elektronikversicherung fÃ¼r
die in MietrÃ¤umen enthaltenen elektrischen und elektronischen GerÃ¤te,
Betriebshaftpflichtversicherung, IHK-Beitrag, Kosten fÃ¼r den Betrieb der
Verwaltung, BeitrÃ¤ge fÃ¼r Berufsgenossenschaft und Ausgleichskassen, Kosten
fÃ¼r die Kommunikation, BÃ¼romaterialien, BÃ¼rogerÃ¤te, Kraft- und
Schmierstoffe fÃ¼r GerÃ¤te, Nutzungsentgelte fÃ¼r GerÃ¤te und AusrÃ¼stung
soweit nicht im Mietvertrag T.-StraÃ�e â�¦ enthalten, sowie Werk- und
Dienstleistungen Dritter aufgefÃ¼hrt. GemÃ¤Ã� Â§ 16d Abs. 8 SGB II seien die in
unmittelbaren Zusammenhang mit der Verrichtung von Arbeiten nach Â§ 16d Abs. 1
SGB II erforderlichen Kosten zu erstatten. Dies schlieÃ�e die Kosten fÃ¼r den
Betrieb der Verwaltung ein, die durch die AGH veranlasst seien. Es treffe nicht zu,
dass ein MaÃ�nahmetrÃ¤ger die sÃ¤chliche und rÃ¤umliche Grundausstattung
kostenfrei vorzuhalten habe.

Dazu hat der Beklagte ausgefÃ¼hrt, die Entscheidung Ã¼ber die
MaÃ�nahmekosten und deren Umfang unterliege dem Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Nach Â§ 16d Abs. 8 SGB II seien nur Kosten
erstattungsfÃ¤hig, die unmittelbar mit der DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme
verbunden seien. Die von der KlÃ¤gerin aufgefÃ¼hrten TÃ¤tigkeiten der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seien keine unmittelbaren Anleitungsaufgaben bei der
DurchfÃ¼hrung der AGH, sondern dienten der Aufrechterhaltung des allgemeinen
GeschÃ¤ftsbetriebs. Dieser sei nicht zu finanzieren. FÃ¼r die Anleitung der
Teilnehmer seien nur die Kosten fÃ¼r die verantwortlichen Projektkoordinatoren (K.,
H., Kr.) anzuerkennen. Den AusfÃ¼hrungen zu den Personalkosten fÃ¼r die Herren
S. und E. sei nicht zu folgen. Die Ausgabe von Werkzeug, Unterweisung zur
Benutzung von Maschinen, Wartung, Beschaffung von Materialien usw. hÃ¤tten
keinen unmittelbaren Zusammenhang mit der AGH. Die KlÃ¤gerin als
MaÃ�nahmetrÃ¤ger habe neben einer finanziellen LeistungsfÃ¤higkeit auch eine
rÃ¤umliche und sÃ¤chliche Ausstattung vorzuhalten. Die damit verbundenen Kosten
kÃ¶nnten nicht gefÃ¶rdert werden. Unmittelbar erforderlich seien die Beschaffung
von Arbeitsschutzbekleidung, die Ausstattung mit den notwendigen und
angemessenen Arbeitsmaterialien sowie die Kosten fÃ¼r das direkte
Anleitungspersonal vor Ort, fÃ¼r die Nutzung eines Fahrzeugs, fÃ¼r den Transport
von Arbeitsmaterialien oder die Anmietung einer zusÃ¤tzlichen Unterkunft.
Hingegen seien Personalkosten fÃ¼r die Buchhaltung, Sachkosten fÃ¼r
Verbrauchsmaterialien, Anmietungen/Leasing sowie Werk- und Dienstleistungen
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nicht berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig.

Am 23. August 2013 hat der Beklagte einen "Schlussbescheid" zur AGH mit MAE
Ortschaftsservice 2012" erlassen. Dabei stellt er der bewilligten HÃ¶chstfÃ¶rderung
von 6.144,00 EUR (Monatspauschale von 102,40 EUR/TN x 10 TN x 6 Monate) einer
tatsÃ¤chlichen BeschÃ¤ftigungszeit von insgesamt 56,13 BeschÃ¤ftigungsmonaten
gegenÃ¼ber und gelangt zu einem FÃ¶rderbetrag von 5.747,71 EUR. Die Differenz
von 396,38 EUR zur bereits ausgezahlten HÃ¶chstfÃ¶rderung resultiere daraus,
dass nicht alle TeilnehmerplÃ¤tze durchgÃ¤ngig besetzt gewesen seien. Die
Differenz mÃ¼sse die KlÃ¤gerin nicht erstatten, da sie die Fehlzeiten nicht zu
vertreten habe. Der Schlussbescheid werde gemÃ¤Ã� Â§ 96 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) zum Gegenstand des Klageverfahrens.

Im Klageverfahren hat die KlÃ¤gerin vertiefend ausgefÃ¼hrt, der Beklagte verstehe
das Wort "unmittelbar" in Â§ 16d Abs. 8 SGB II falsch. Der Gesetzgeber habe mit der
Formulierung "unmittelbar" allein die ab April 2012 im SGB II neu geregelte
Trennung zwischen den eigentlichen Kosten der AGH und Kosten fÃ¼r andere (ggf.
die AGH begleitende) arbeitsmarktpolitische MaÃ�nahmen klarstellen wollen.
Seither seien Kosten fÃ¼r Schuldnerberatung, psychosoziale Betreuung und
Suchtberatung beispielsweise nicht mehr als AGH-Kosten erstattungsfÃ¤hig. Der
Begriff der Eignung eines MaÃ�nahmetrÃ¤gers, der sich auf die personellen,
finanziellen und technischen Voraussetzungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung von
MaÃ�nahmen sowie dessen ZuverlÃ¤ssigkeit beziehe, beinhalte nicht, dass die
erforderliche personelle, finanzielle und technische Logistik kostenlos vorzuhalten
sei. Die Eignung sei unabhÃ¤ngig von der Finanzierungsverantwortung fÃ¼r
MaÃ�nahmen. Zwischen den Beteiligten sei vereinbart gewesen, dass die KlÃ¤gerin
"ihren Arbeitsschwerpunkt" auf die Planung und DurchfÃ¼hrung Ã¶ffentlich
gefÃ¶rderter BeschÃ¤ftigung ausrichte und sie nicht auf anderen Einsatzfeldern
tÃ¤tig sein dÃ¼rfe. Die Finanzierung ihrer Personal- und Sachausgaben erfolge
ausschlieÃ�lich Ã¼ber die FÃ¶rderung, die ihre einzige Einnahmequelle sei.

Im ErÃ¶rterungstermin des SG am 22. Januar 2015 hat der Beklagte klargestellt,
dass er die abgelehnten Kostenpositionen jeweils dem Grunde nach fÃ¼r nicht
anerkennungsfÃ¤hig hÃ¤lt. Die konkrete Kalkulation greife er inhaltlich â�� bezogen
auf den dargelegten Zeitaufwand bzw. die ermittelten BetrÃ¤ge â�� nicht an.

Mit Urteil vom 16. Februar 2015 hat das SG den Beklagten unter AbÃ¤nderung des
Bescheides vom 31. Januar 2012 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
12. Oktober 2012 und in der Fassung des Schlussbescheids vom 23. August 2013
verurteilt, der KlÃ¤gerin weitere Kosten von 4.653,80 EUR zu erstatten. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin habe aus Â§ 16d Abs. 1 und Abs. 8
SGB II Anspruch auf Erstattung der fÃ¼r die AGH "Ortschaftsservice" 2012
entstandenen Kosten. Zwar sei gesetzlich nicht geregelt, welche Aufwendungen
fÃ¶rderungs- und damit erstattungsfÃ¤hig seien. Entgegen der Auffassung des
Beklagten lasse sich der Verwendung des Worts "unmittelbar" in Â§ 16d Abs. 8 SGB
II keine BeschrÃ¤nkung dahingehend entnehmen, dass ausschlieÃ�lich solche
Aufwendungen zu erstatten seien, die sich in klar abgrenzbarer Weise als allein
durch die MaÃ�nahme veranlasst und gewissermaÃ�en als zusÃ¤tzlich entstanden
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qualifizieren lieÃ�en. Ein solches VerstÃ¤ndnis widerspreche der gesetzgeberischen
Intention, denn mit Â§ 16d Abs. 8 SGB II sei eine umfassende Erstattung der
maÃ�nahmebezogenen Kosten beabsichtigt. In der GesetzesbegrÃ¼ndung sei die
(neue) Trennung zwischen AGH und anderen arbeitsmarktpolitischen MaÃ�nahmen
betont worden, um klarzustellen, dass die bislang bei AGH zusÃ¤tzlich angebotenen
Inhalte wie Profiling, Stabilisierung, Bewerbungstraining, Erarbeitung von
beruflichen Alternativen und Anschlussperspektiven, Ausgleich schulischer Defizite
sowie Qualifizierungen im niederschwelligen Bereich (wie Computer- oder
Basispflegekurse) nicht mehr als Teil der AGH angesehen werden dÃ¼rften,
sondern eigenstÃ¤ndig â�� oft nach Â§ 45 Drittes Buch Sozialgesetzbuch â��
ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) â�� zu fÃ¶rdern seien. Damit seien diese nach der
bisherigen FÃ¶rderpraxis gewissermaÃ�en "mitgefÃ¶rderten Inhalte", die nicht
unmittelbar zur AGH gehÃ¶rten, aus dem Regelungsbereich der Kostenerstattung
nach Â§ 16d Abs. 8 SGB II ausgenommen worden. Die vom Beklagten vertretene
Auslegung der Regelung sei auch unter Ã¶konomischen Aspekten fehlerhaft. Dies
gelte insbesondere fÃ¼r MaÃ�nahmetrÃ¤ger, die â�� wie die KlÃ¤gerin â��
ausschlieÃ�lich auf dem Gebiet der Ã¶ffentlich gefÃ¶rderten BeschÃ¤ftigung tÃ¤tig
seien. Diese mÃ¼ssten eine Organisationsstruktur errichten und vorhalten
(Mitarbeiter, BÃ¼roausstattung, RÃ¤umlichkeiten, Versicherungen), um in der Lage
zu sein, MaÃ�nahmen anzubieten und durchzufÃ¼hren. Daher entspreche es dem
Zweck der gesetzlichen Regelung, die Struktur- oder Organisationskosten jedenfalls
anteilig auf die einzelnen MaÃ�nahmen umzulegen. Wegen der Personalkosten
ergebe sich schon aus der Formulierung im Â§ 16d Abs. 8 SGB II, dass diese sich
nicht allein auf die Kosten des Personals fÃ¼r Anleitung und Betreuung
beschrÃ¤nkten. BerÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig seien zudem vorbereitende Kosten (z.B.
im Zusammenhang mit der Antragstellung) und nachbereitende Kosten (Erstellung
von Abrechnungen, Steuerberatungskosten). Entsprechendes gelte fÃ¼r die
Benutzung der eigenen PC-Technik und sonstiger Kommunikationsmittel, die von
der KlÃ¤gerin zur DurchfÃ¼hrung von MaÃ�nahmen angeschafft worden seien. Die
vom Beklagten vorgenommene Abgrenzung zu den nicht
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higen sog. Fixkosten sei unzutreffend. Da der Beklagte keine
Erstattungsforderung gegen die KlÃ¤gerin geltend mache, kÃ¶nne dahinstehen, ob
sein Schlussbescheid rechtmÃ¤Ã�ig sei. Dagegen spreche, dass im
Bewilligungsbescheid vom 31. Mai 2012 ausdrÃ¼cklich eine monatliche
MaÃ�nahmekostenpauschale gewÃ¤hrt worden sei.

Gegen das ihm am 7. Juli 2015 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 3. August
2015 Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, die
ErstattungsfÃ¤higkeit von Kosten sei nach der gesetzlichen Formulierung dem
Grunde nach bereits dadurch begrenzt, dass diese in einem unmittelbaren
Zusammenhang mit der Verrichtung von Arbeiten nach Abs. 1 stehen mÃ¼ssten.
Dieser unmittelbare Zusammenhang bestehe nur bei den Kosten fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung und Betreuung der TN einschlieÃ�lich der fÃ¼r die Arbeiten
erforderlichen Sachkosten. Aufwendungen, die nur einen mittelbaren
Zusammenhang zur AGH hÃ¤tten, seien nicht erstattungsfÃ¤hig. Entgegen der
Auffassung des SG im angegriffenen Urteil reiche es nicht aus, die allgemeinen
Verwaltungskosten des MaÃ�nahmetrÃ¤gers anteilig der konkreten AGH
zuzuordnen. Es mÃ¼sse eine unmittelbare Beziehung zu den bei der AGH
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verrichteten Arbeiten bestehen. Diese bestehe nicht bei den allgemeinen Kosten
der Verwaltung zur Aufrechterhaltung des GeschÃ¤ftsbetriebs oder den Fixkosten
des TrÃ¤gers. Zudem seien nach dem Gesetz nur die erforderlichen Kosten zu
erstatten. Die KlÃ¤gerin habe daher keinen Anspruch auf Erstattung aller im
Zusammenhang mit der AGH anfallenden Kosten. Auch wenn die KlÃ¤gerin
ausschlieÃ�lich gefÃ¶rderte BeschÃ¤ftigungsmaÃ�nahmen durchfÃ¼hre, ergebe
sich daraus keine "Bestandsgarantie" in dem Sinne, dass sie eine vollumfÃ¤ngliche
Kostenerstattung beanspruche kÃ¶nnen. Es treffe zu, dass er bis zur
GesetzesÃ¤nderung zum 1. April 2012 auch die allgemeinen Sachkosten der
Verwaltung bei der MaÃ�nahmekostenerstattung berÃ¼cksichtigt habe. Dies sei
erfolgt, weil das Leistungserbringerrecht gesetzlich nicht geregelt gewesen sei, und
weil die KlÃ¤gerin nach ihrem Unternehmenszweck allein im Bereich der Planung
und DurchfÃ¼hrung von Ã¶ffentlicher BeschÃ¤ftigung tÃ¤tig und darauf
angewiesen gewesen sei, ihre Kosten vollstÃ¤ndig Ã¼ber die FÃ¶rderung zu
refinanzieren. Wegen der Ã�nderung des Gesetzes sei die Vereinbarung, die eine
Verwaltungskostenpauschale von 30,00 EUR pro Teilnehmer und Monat vorgesehen
habe, gekÃ¼ndigt worden. Die KlÃ¤gerin habe nicht darauf vertrauen kÃ¶nnen,
dass Sachkosten kÃ¼nftig erstattet werden.

Der Beklagte beantragt nach seinem schriftlichen Vorbringen,

das Urteil des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau vom 16. Februar 2015 aufzuheben
und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt nach ihrem schriftlichen Vorbringen,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Unterscheidung zwischen nicht erstattungsfÃ¤higen Kosten, die der
TrÃ¤gereignung zuzuordnen seien, und den unmittelbar durch die MaÃ�nahme
veranlassten (zusÃ¤tzlichen) Kosten fÃ¼r fehlerhaft. ZusÃ¤tzlichkeit sei im Gesetz
nicht verlangt. Der Beklagte verkenne, dass sie sich ihm gegenÃ¼ber verpflichtet
habe, ausschlieÃ�lich auf dem Gebiet der Ã¶ffentlich gefÃ¶rderten BeschÃ¤ftigung
tÃ¤tig zu sein. Sie habe keine anderen Einnahmen und sei nicht in der Lage, Defizite
auszugleichen. Das Verhalten des Beklagten sei treuwidrig. Entgegen seiner
Auffassung handele es sich bei den streitigen Aufwendungen nicht um allgemeine
Struktur- bzw. Organisationskosten. Vielmehr werde allein der durch die
MaÃ�nahme entstehende Verwaltungsaufwand geltend gemacht.

Im ErÃ¶rterungstermin der Berichterstatterin am 31. Juli 2018 hat der Beklagte
bekrÃ¤ftigt, es gehe ihm um die ErstattungsfÃ¤higkeit der geltend gemachten
Kostenpositionen dem Grunde nach, deren HÃ¶he beanstande er nicht. Im Termin
haben die Beteiligten auf die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung
verzichtet.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die
Gerichtsakten, die beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge des Beklagten (Vorgang
zur durchgefÃ¼hrten MaÃ�nahme sowie die TrÃ¤gerakte), die zum Gegenstand der
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Beratung des Senats gemacht worden sind, ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten konnte der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 1 SGG in
Verbindung mit Â§ 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil
entscheiden.

Die Berufung des Beklagten hat keinen Erfolg. Die gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 Abs.
1 SGG statthafte Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere frist- und formgerecht (Â§
151 Abs. 1 SGG) eingelegt.

Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Das SG hat im angegriffenen Urteil den
Beklagten zur Recht verurteilt, der KlÃ¤gerin Ã¼ber den bereits gewÃ¤hrten
FÃ¶rderungsbetrag hinaus die insgesamt geltend gemachten MaÃ�nahmekosten
fÃ¼r die AGH "Ortschaftsservice 2012" zu erstatten.

Rechtsgrundlage fÃ¼r von der KlÃ¤gerin geltend gemachten weiteren Zahlungen ist
Â§ 16d Abs. 8 und 1 SGB II in der seit dem 1. April 2012 geltenden Fassung des
Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungschancen am Arbeitsmarkt (vom 20.
Dezember 2011, BGBl. I S. 2854).

Nach Â§ 16d Abs. 1 SGB II kÃ¶nnen erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte zur
Erhaltung oder Wiedererlangung ihrer BeschÃ¤ftigungsfÃ¤higkeit, die fÃ¼r eine
Eingliederung in Arbeit erforderlich ist, in AGH zugewiesen werden, wenn die darin
verrichteten Arbeiten zusÃ¤tzlich sind, im Ã¶ffentlichen Interesse liegen und
wettbewerbsneutral sind. Nach Abs. 7 der Vorschrift ist den erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten wÃ¤hrend der Teilnahme an einer AGH zusÃ¤tzlich zum
Arbeitslosengeld II eine angemessene EntschÃ¤digung fÃ¼r Mehraufwendungen zu
zahlen. Eine solche AGH ist rechtstechnisch eine Eingliederungsleistung, die in der
Ã¶ffentlichrechtlichen Bereitstellung einer AGH im Rahmen des
SozialrechtsverhÃ¤ltnisses zwischen Leistungsberechtigtem und SGB II-
LeistungstrÃ¤ger besteht (vgl. BSG, Urteil vom 27. August 2011, B 4 AS 1/10 R,
juris; Thie in: LPK-SGB II, 6. Auflage 2017 Â§ 16d RN 9). Da zur Erbringung von
Eingliederungsleistungen in Arbeit die zustÃ¤ndigen SGB II-LeistungstrÃ¤ger eigene
Einrichtungen und Dienste nicht neu schaffen sollen, soweit geeignete Dienste und
Einrichtungen Dritter vorhanden sind oder ausgebaut werden kÃ¶nnen (Â§ 17 Abs.
1 SGB II), werden AGH in der Praxis regelmÃ¤Ã�ig nicht bei den SGB II-
LeistungstrÃ¤gern selbst, sondern bei einem Dritten als MaÃ�nahmetrÃ¤ger
eingerichtet. ZweckmÃ¤Ã�igerweise wird dann zwischen dem LeistungstrÃ¤ger und
dem MaÃ�nahmetrÃ¤ger eine Rechtsbeziehung hergestellt, aus der sich die Rechte
und Pflichten beider Seiten ergeben. Dies erfolgt Ã¼blicherweise durch Ã¶ffentlich-
rechtliche VertrÃ¤ge. Zudem sind gemÃ¤Ã� Â§ 17 Abs. 2 SGB II
Leistungsvereinbarungen abzuschlieÃ�en, wenn sich der SGB II-TrÃ¤ger zur
Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit Dritter bedient (Â§ 17 Abs. 2
SGB II). Die Leistungserbringung und deren Finanzierung kann nicht nur vertraglich
geregelt werden, sondern auch (inhaltlich) einseitig durch eine Sozialsubvention,
der sog. Zuwendung â�� wie dies vorliegend erfolgt ist.
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Denn zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beklagten existiert kein
Ã¶ffentlichrechtlicher Vertrag, in dem die wechselseitigen Rechte und Pflichten
geregelt sind. Die vormals zwischen den Beteiligten bestehende
Verwaltungskostenvereinbarung stellte nicht die nach Â§ 17 Abs. 2 SGB II
vorgesehene Leistungsvereinbarung dar, denn sie enthielt keine den
Leistungsgegenstand (die BeschÃ¤ftigungsmaÃ�nahme) nÃ¤her qualifizierenden
Regelungen zu Inhalt, QualitÃ¤t und Umfang. In der Vereinbarung war allein die
BerÃ¼cksichtigung einer Verwaltungskostenpauschale von 30,00 EUR pro TN und
Monat geregelt.

Daher ist der geltend gemachte Kostenerstattungsanspruch der KlÃ¤gerin als
MaÃ�nahmetrÃ¤ger allein auf der Grundlage der gesetzlichen Regelungen,
insbesondere des Â§ 16d Abs. 8 SGB II, zu beurteilen. Danach werden auf Antrag die
unmittelbar im Zusammenhang mit der Verrichtung von Arbeiten nach Abs. 1
erforderlichen Kosten erstattet â�� einschlieÃ�lich derjenigen Kosten, die bei
besonderem Anleitungsbedarf fÃ¼r das erforderliche Betreuungspersonal
entstehen.

Diese Regelung fÃ¼r die MaÃ�nahmekostenerstattung ist zum 1. April 2012 neu in
das Gesetz aufgenommen worden; zuvor gab es insoweit keine Regelung. Die
Fassung der Vorschrift geht auf den Ausschuss fÃ¼r Arbeit und Soziales zurÃ¼ck,
der insoweit den Regierungsentwurf zur GesetzesÃ¤nderung korrigiert hat. Der
Regierungsentwurf hatte pauschalierende Regelungen mit festen KostensÃ¤tzen
von 30,00 EUR je zugewiesenen TN und Monat fÃ¼r die Sachkosten sowie von
120,00 EUR je TN und Monat fÃ¼r die begleitende Betreuung vorgesehen. Der
Ausschuss prÃ¤ferierte demgegenÃ¼ber eine maÃ�nahmebezogene
Kostenerstattung. Danach sollten die unmittelbar mit der Verrichtung der
zusÃ¤tzlichen, wettbewerbsneutralen und im Ã¶ffentlichen Interesse liegenden
Arbeiten in AGH entstehenden erforderlichen Kosten erstattet werden. Erfasst sind
mithin Sach- und/oder Personalkosten, aber auch Verwaltungskosten, die durch den
Einsatz von TN in einer AGH veranlasst sind. Mit RÃ¼cksicht auf die gesetzliche
Vorgabe, dass die unmittelbar durch die Betreuung erforderlichen Kosten erstattet
werden, begegnen jedoch seither monatliche Fallpauschalen rechtlichen Bedenken,
wenn mit ihnen die beim MaÃ�nahmetrÃ¤ger entstehenden Kosten fÃ¼r die
konkrete AGH nicht realistisch abgebildet werden (vgl. zum Vorst.: Voelzke in Hauck-
Noftz, SGB II, Stand 2014, Â§ 16d RN 137 f.; dem folgend: Harks in: juris PK-SGB II,
4. Auflage 2015, Â§ 16d RN 102). Denn es sind nur die erforderlichen Kosten zu
erstatten, die unmittelbar im Zusammenhang mit den Arbeitsgelegenheiten
entstehen. Von diesen notwendigen Aufwendungen sind die aus der
Arbeitsgelegenheit erwachsenen Einnahmen (ggf. ErlÃ¶se) abzuziehen. Der
verbleibende Betrag ist vollstÃ¤ndig vom SGB II-LeistungstrÃ¤ger zu finanzieren.
Insoweit handelt es sich um eine gebundene Entscheidung.

Dabei ist der Begriff "erforderlich" nach der Auffassung von Voelzke (a.a.O., RN 138)
nicht so zu verstehen, dass die AGH ohne diese KostenÃ¼bernahme nicht
durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnte. Es reiche aus, dass eine Ã�bernahme der Kosten
fÃ¼r die Sicherung des Erfolgs der MaÃ�nahme fÃ¶rderlich ist. ZurÃ¼ckhaltender
fÃ¼hrt die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in ihren fachlichen Weisungen zu Â§ 16d SGB
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II (vom 11. Januar 2017 unter 2.4) aus, MaÃ�nahmekosten seien nur auf Antrag und
nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erstatten. Die
erforderlichen Sach- und Personalkosten, die unmittelbar mit der DurchfÃ¼hrung
der AGH entstÃ¼nden, seien durch den MaÃ�nahmetrÃ¤ger vollstÃ¤ndig und
nachvollziehbar darzustellen (FinanzierungsÃ¼bersicht). Der jeweilige
Personaleinsatz mÃ¼sse fÃ¼r die erfolgreiche Absolvierung der AGH notwendig
seien. Der Personaleinsatz sei vom MaÃ�nahmetrÃ¤ger zu begrÃ¼nden.

Eindeutig sind danach (zumindest) die erforderlichen Aufwendungen des
MaÃ�nahmetrÃ¤gers, die durch die DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme ausgelÃ¶st
werden, zu erstatten. Dies schlieÃ�t neben den unmittelbar ausgelÃ¶sten
Sachkosten (wie die Arbeitskleidung fÃ¼r die AGH-Teilnehmer und die
Personalkosten fÃ¼r deren Betreuung) auch die Raumkosten (fÃ¼r die im Rahmen
der AGH genutzten Baulichkeiten) und die auf die DurchfÃ¼hrung der AGH
entfallenden (anteiligen) Verwaltungskosten des MaÃ�nahmetrÃ¤gers ein.

Nach diesen gesetzlichen Vorgaben hat das SG mit dem angegriffenen Urteil
zutreffend Ã¼ber den geltend gemachten Kostenerstattungsanspruch gemÃ¤Ã� Â§
16d Abs. 8 SGB II entschieden. Die von der KlÃ¤gerin kalkulierten und dargelegten
Einzelpositionen der Sach- und Personalkosten sind unmittelbar im Zusammenhang
mit der DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme nach Â§ 16d Abs. 1 SGB II entstanden und
damit erstattungsfÃ¤hig. Der Senat sieht von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab, da die Berufung aus den zutreffenden GrÃ¼nden des
angegriffenen Urteils des SG als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen ist (Â§ 153 Abs. 2
SGG).

ErgÃ¤nzend weist der Senat auf Folgendes hin: ZustÃ¤ndig fÃ¼r die Schaffung,
Organisation, DurchfÃ¼hrung und Finanzierung von Arbeitsgelegenheiten ist der
Beklagte als SGB II-LeistungstrÃ¤ger, zu dessen Aufgaben die Erbringung von
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit gehÃ¶rt (Â§ 3 Abs. 1 SGB II). Der Beklagte
hat sich vorliegend â�� wie dies im Â§ 17 Abs. 1 SGB II auch vorgesehen ist â�� zur
Erbringung der ihm obliegenden Eingliederungsleistungen eines Dritten bedient, der
fÃ¼r die Planung und DurchfÃ¼hrung der AGH mit MAE geeignet ist. Die KlÃ¤gerin
ist kein TrÃ¤ger der freien Wohlfahrtspflege; sie ist nicht gemeinnÃ¼tzig, sondern
als GmbH ein Wirtschaftsunternehmen, dessen einziges GeschÃ¤ftsfeld es ist,
Ã¶ffentlich gefÃ¶rderte BeschÃ¤ftigung zu generieren. Die KlÃ¤gerin plant und
organisiert BeschÃ¤ftigungsmaÃ�nahmen, u.a. AGH fÃ¼r SGB II-
Leistungsberechtigte. Sie stellt die benÃ¶tigte Logistik (Ausstattung) und
Infrastruktur (RÃ¤umlichkeiten/Verwaltung) zur VerfÃ¼gung und fÃ¼hrt die
MaÃ�nahmen durch eigenes Betreuungspersonal durch. Zudem hat sie die
Auszahlung der MAE an die TN Ã¼bernommen. Im VerhÃ¤ltnis zu den TN der AGH
ist sie Ansprechpartner mit arbeitgeberÃ¤hnlicher Funktion, indem sie die TN in die
MaÃ�nahme einweist, anleitet, Ã¼berwacht und ggf. Abmahnungen und
KÃ¼ndigungen ausspricht. Die KlÃ¤gerin ist nach ihrem Gesellschaftszweck darauf
angewiesen, dass ihre Aufwendungen fÃ¼r die durchgefÃ¼hrten AGH vollstÃ¤ndig
vom Beklagten refinanziert werden; ansonsten ist ihr GeschÃ¤ftsmodell
wirtschaftlich nicht tragfÃ¤hig.
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Die Einschaltung eines Dritten zur AusfÃ¼hrung der dem Beklagten obliegenden
Aufgaben Ã¤ndert nichts daran, dass ihm als SGB II-LeistungstrÃ¤ger die
Finanzierungsverantwortung fÃ¼r die auf sein GeheiÃ� geschaffenen AGH fÃ¼r die
erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten obliegt.

Nach Auffassung des Senats kennzeichnet den vorliegenden Fall ein
FehlverstÃ¤ndnis des Beklagten von der Reichweite des Begriffs "TrÃ¤gereignung".
Dieser beinhaltet, dass der herangezogene Dritte nach seiner Kompetenz und der
vorhandenen Infrastruktur in der Lage sein muss, eine MaÃ�nahme zu konzipieren
und eine angebotene MaÃ�nahme auch ordnungsgemÃ¤Ã� durchzufÃ¼hren. Eine
Verschiebung der grundsÃ¤tzlich beim SGB II-LeistungstrÃ¤ger liegenden
Finanzierungsverantwortung ist damit nicht verbunden. Der Umstand, dass der
MaÃ�nahmetrÃ¤ger regelmÃ¤Ã�ig eine sÃ¤chliche und personelle Infrastruktur
vorhÃ¤lt, um MaÃ�nahmen ordnungsgemÃ¤Ã� durchfÃ¼hren zu kÃ¶nne, bedeutet
nicht, dass er diese dem SGB II-LeistungstrÃ¤ger kostenfrei zur VerfÃ¼gung zu
stellen hat. Soweit die vorhandene Infrastruktur bei DurchfÃ¼hrung der
MaÃ�nahme benÃ¶tigt wird, stellt die KlÃ¤gerin als herangezogene Dritte sie zur
Nutzung fÃ¼r die MaÃ�nahme zur VerfÃ¼gung. Diese Nutzung ist vom Beklagten
zu finanzieren. In den Sprachgebrauch von Â§ 16d Abs. 8 und 1 SGB II Ã¼bertragen
bedeutet dies: Soweit dem MaÃ�nahmetrÃ¤ger aus Anlass der konkreten AGH bzw.
bei der Verrichtung der Arbeiten in der konkreten MaÃ�nahme Kosten entstehen,
sind diese durch den SGB II-LeistungstrÃ¤ger zu erstatten.

Hat beispielsweise der MaÃ�nahmetrÃ¤ger ein ganzes GebÃ¤ude angemietet,
werden fÃ¼r die AGH aber nur zwei RÃ¤ume (Aufenthaltsraum und Lager) genutzt,
sind nach Â§ 16d Abs. 8 SGB II die auf diese RÃ¤ume anteilig entfallenden Kosten
(wie Miete und Nebenkosten) erstattungsfÃ¤hig. BeschÃ¤ftigt der
MaÃ�nahmetrÃ¤ger drei vollzeitbeschÃ¤ftigte Buchhalter und werden zur
buchhalterischen Abwicklung der MaÃ�nahme nur sechs Arbeitsstunden eines
Buchhalters wÃ¶chentlich benÃ¶tigt, sind die anteiligen Lohnkosten (fÃ¼r sechs
Arbeitsstunden wÃ¶chentlich) eines Buchhalters vom Beklagten zu erstatten.

Besonders deutlich wird das Finanzierungssystem bei der MAE: Wie die
DurchfÃ¼hrung von AGH gehÃ¶rt auch die Berechnung und Auszahlung der MAE an
die TN zu den Aufgaben des Beklagten. Obwohl der Beklagte diese Aufgabe selbst
hÃ¤tte wahrnehmen kÃ¶nnen, hat er sie fÃ¼r die AGH "Ortschaftsservice 2012" auf
die KlÃ¤gerin Ã¼bertragen (vermutlich um eigene Verwaltungskosten zu sparen).
Aufgrund seiner Finanzierungsverantwortung hat der Beklagte den Aufwand,
welcher der KlÃ¤gerin als MaÃ�nahmetrÃ¤gerin fÃ¼r die Auszahlung der MAE
entsteht, zu refinanzieren. Der Aufwand hierfÃ¼r setzt sich aus Personalkosten
(Buchhalterstunden), Sachkosten der Verwaltung fÃ¼r die Nutzung von Mobiliar,
BÃ¼rorÃ¤umen, Computer einschlieÃ�lich der Kosten der benutzten Software sowie
den anfallenden BankgebÃ¼hren fÃ¼r die Ã�berweisung der MAE an die TN und
ggf. auch Portokosten fÃ¼r eine Ã�bersendung von Abrechnungen an die TN
zusammen. Diese Kosten entstehen unmittelbar aus der DurchfÃ¼hrung der AGH
heraus.

Diese Vorgaben hat die KlÃ¤gerin bei der Beantragung der FÃ¶rderung beachtet
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und nur den unmittelbar aus der DurchfÃ¼hrung der AGH resultierenden
(Kosten-)Aufwand geltend gemacht. Diesen hat sie schlÃ¼ssig und fÃ¼r den Senat
nachvollziehbar dargelegt und â�� anteilig â�� berechnet. Dies gilt sowohl fÃ¼r den
Personaleinsatz als auch fÃ¼r die weiteren Sachkosten fÃ¼r Verbrauchsmaterialien,
Raum- und sonstigen Kosten. Auf die EinwÃ¤nde des Beklagten, es handele sich um
Ausgaben fÃ¼r den laufenden GeschÃ¤ftsbetrieb hat sie angemessen reagiert und
Ã¼berzeugend erlÃ¤utert, dass insbesondere die geltend gemachten (anteiligen)
Aufwendungen des beschÃ¤ftigten Verwaltungspersonals unmittelbar aus der
DurchfÃ¼hrung der AGH resultieren. Der Senat hat keine Zweifel daran, dass es
sich bei dem geltend gemachten Aufwand insgesamt um die Kosten handelt, deren
Erstattung die KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 16d Abs. 8 SGB II verlangen kann.

Da die Beteiligten allein darÃ¼ber streiten, ob die von der KlÃ¤gerin geltend
gemachten Kostenposition dem Grunde nach erstattungsfÃ¤hig sind, und â��
zuletzt im ErÃ¶rterungstermin am 31. Juli 2018 â�� Ã¼bereinstimmend erklÃ¤rt
haben, dass die HÃ¶he der veranschlagten Einzelpositionen nicht beanstandet
werde, sind hierzu weitere AusfÃ¼hrungen entbehrlich.

SchlieÃ�lich sind auch die AusfÃ¼hrungen des SG zu dem im Verlauf des
Klageverfahrens erlassenen "Schlussbescheid" vom 23. August 2013 im Ergebnis
zutreffend. Da der Beklagte ausdrÃ¼cklich auf eine Erstattung der von ihm
errechneten Ã�berzahlung der KlÃ¤gerin verzichtet hat, kommt es nicht darauf an,
ob der Beklagte â�� nach insoweit vorbehaltloser und endgÃ¼ltiger Bewilligung von
FÃ¶rderungsleistungen mit dem Bescheid vom 31. Mai 2012 â�� Ã¼berhaupt noch
berechtigt war, nach Ende der MaÃ�nahme Korrekturen an der bewilligten
FÃ¶rderung zu Lasten der KlÃ¤gerin vorzunehmen.

Nach alledem hat die KlÃ¤gerin gegen den Beklagten noch einen
Erstattungsanspruch in HÃ¶he des vom SG zuerkannten Betrags von 4.653,80 EUR.
Dieser belÃ¤uft sich auf die Differenz zwischen den ursprÃ¼nglich bewilligten
Zahlungen (6.144,09 EUR â�� ohne MAE -) und den im Antrag geltend gemachten
Kosten (10.797,89 EUR), die das SG zu Recht als erstattungsfÃ¤hig im Sinne von Â§
16d Abs. 8 SGB II angesehen hat. Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG in Verbindung mit Â§
154 Abs. 1 VwGO. Weder die KlÃ¤gerin noch der Beklagte gehÃ¶ren zu dem in Â§
183 SGG genannten Personenkreis (vgl. BSG, Urteil vom 10. August 2016, B 14 AS
23/15, juris RN 26, LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 2. Mai 2012, L 19 AS
521/12 B, juris RN 22).

GrÃ¼nde die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG), sind nicht ersichtlich.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf den Â§Â§ 47 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und 52 Abs.
3 GKG. Der Beschluss Ã¼ber die Festsetzung des Streitwerts ist unanfechtbar
gemÃ¤Ã� Â§ 68 Abs. 1 Satz 5 in Verbindung mit Â§ 66 Abs. 3 GKG.

                            15 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16d.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16d.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/16d.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/197a.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/VwGO/154.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2023/15
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2023/15
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2019%20AS%20521/12%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2019%20AS%20521/12%20B
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/47.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/68.html
https://dejure.org/gesetze/GKG/66.html


 

Erstellt am: 23.04.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            16 / 16

http://www.tcpdf.org

